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Essener Bürgerinitiativen schließen sich zusammen 
Gemeinsam für den Erhalt von wertvollen Grünflächen 

 
Vertreter von sieben Essener Bürgerinitiativen haben sich zu einem 

Bündnis gegen die Bebauung von wertvollen Grünflächen im Stadtgebiet 
zusammengeschlossen. „Hände weg von Landschaftsschutzgebieten, 

Naherholungsflächen und Ackerland“, so ihre Forderung. Für den 20. 
Februar planen die Initiativen Fulerum/Haarzopf, Hexbachtal, Fischlaker 

Mark, Leithe, Schuir, Überruhr und Horst eine Großdemonstration in der 
Essener Innenstadt. Im Vorfeld der Ratssitzung am 24. Februar werden 

Bürger der betroffenen Stadtteile unter Beteiligung von Landwirten mit 
einem Traktorumzug bis zum Rathaus ziehen. Parallel dazu laufen 

Abstimmungen für ein Bürgerbegehren gegen die Planungen der Stadt. 
Auch hier wollen die Initiativen ab sofort, unterstützt durch anwaltliche 

Beratung, Hand in Hand arbeiten. 

 
 „Wir bekennen uns zum Umwelt- und Naturschutz und sind gegen die 

weitere Versiegelung von Freiflächen - unabhängig von der Art der 
Bebauung.“ 

 
Kritik entzündete sich vor allem an der Ratsvorlage vom Dezember. Die 

Bürger wurden über die Planungen der Verwaltung nicht informiert. Auch 
die Bezirksvertretungen sollten nicht beteiligt werden. Ohne Not wurde 

der Bau von Flüchtlingsunterkünften mit der Frage der Planung von 
Neubaugebieten verbunden. Aber auch in der neuen Ratsvorlage fehlen 

wichtige Informationen für den Bürger. So ist nicht erkennbar, warum 
Grundstücke in die Auswahl gekommen sind und andere nicht. So hat die 

Stadt in der aktuellen Vorlage über 300 Alternativvorschläge lapidar mit 
„zulässig“ oder „nicht zulässig“ gekennzeichnet, ohne dafür ihre 

angewendeten Kriterien und Gewichtungen offen zu legen. Die Vertreter 

der Initiativen regen an, für die Bebauung mit Flüchtlings-Unterkünften 
auch Brachflächen und Bestandsflächen zu nutzen, z. B.  in 

Gewerbegebieten. Die Vertreter weisen darauf hin, dass Essen über viele 
Brach- und Gewerbeflächen verfügt. Um so unverständlicher ist eine 

bestehende Regelung der Stadt, die eine Ansiedlung von 
Sozialeinrichtungen und damit auch von Flüchtlingsunterkünften in 

Gewerbegebieten untersagt. Hier fordern die Initiativen eine sofortige 
Änderung. 

 
Die Initiativen sprechen sich dafür aus, die Unterbringung von 

Zufluchtsuchenden kleinteilig in allen Bezirken der Stadt zu organisieren. 
In diesem Zusammenhang halten die Vertreter die gegenwärtige Nord-

Süd-Diskussion für überflüssig. „Es geht um die Erhaltung der grünen 
Freiflächen für alle Essener, um Frischluftschneisen und 



Naherholungsmöglichkeiten auch für nachfolgende Generationen“, 

betonen die Initiativen.  
 

  

Zum Hintergrund: Es wurden in den vergangenen Wochen viele Aktionen 
in den einzelnen Stadtteilen durchgeführt: Demonstrationen in Kray, 

Haarzopf, Hexbachtal mit tausenden Teilnehmern, 
Bürgerinformationsveranstaltungen in allen betroffenen Stadtteilen, 

Unterschriftensammlungen (bislang insgesamt 20.000) sowie mehrere 
tausend Aktiven auf den Facebookseiten der einzelnen Initiativen. 

Gemeinsam setzen sich die Initiativen nun gemeinsam für den Erhalt aller 
Essener Grünflächen ein und bündeln ihre Aktivitäten, um mit einer 

Stimme zu sprechen. 
  

 


